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T    

 T/L – Tipke/Lang, Steuerrecht (Lehrbuch) 

 Tz. – Teilzeichen 

U    
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 u. U.  – unter Umständen 

 Ubg – Die Unternehmensbesteuerung (Zeitschrift) 

 UmwG – Umwandlungsgesetz 

 UmwStE  – Umwandlungssteuererlass 

 UmwStG – Umwandlungssteuergesetz 

 UntStFG – Gesetz zur Fortentwicklung des Unternehmens-

steuerrechts 

 USt – Umsatzsteuer 

 UStDV – Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung 

 UStG – Umsatzsteuergesetz 

 UV – Umlaufvermögen 

V    

 v.H. – von Hundert 

 VA – Verwaltungsakt 

 Verf. – Verfügung 

 VG – Verwaltungsgericht 

 vGA – verdeckte Gewinnausschüttung 

W    

 WPg – Wirtschaftsprüfung (Zeitschrift) 

 WPO – Wirtschaftsprüferordnung 

 WG – Wirtschaftsgut 

X, Y, 

Z 

   

 ZEV – Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge 

(Zeitschrift) 

 z. T. – zum Teil 

 ZIP – Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (Zeitschrift) 
 

 

 

  



21 

ABSCHNITT A: GRUNDLAGEN 

I. Problemstellung 

Zielsetzung dieser Arbeit ist die Darstellung von Rechtslagen und Hinweisen für die 

steuerliche Gestaltungspraxis im Hinblick auf die Freiberuflerpraxis und widmet sich 

vornehmlich den ertragsteuerlichen Fragen. Es sollen Möglichkeiten aufgezeigt 

werden, wie Gesellschafter und Unternehmen im Laufe ihres Bestehens steueropti-

mal auf die dynamischen Prozesse von sich ständig wandelnden politischen Rah-

menbedingungen wie z. Bsp. einer Änderungen in der Rechtsprechung, aber auch 

einer geänderten Zielsetzung des Unternehmens, wie bspw. der Konzentration auf 

das Kerngeschäft, die Zusammenführung von Unternehmen, die Ausgliederung von 

Unternehmensteilen u. ä. reagieren können. Neben der Anpassung der steuerlichen 

Unternehmensstrukturen und Rechtsformen sollen auch speziell auf die Möglichkei-

ten einer erleichterten Umstrukturierung vor dem Hintergrund der unentgeltlichen 

Unternehmensübertragung im Wege der vorweggenommen Erbfolge eingegangen 

werden und mögliche gestalterische Alternativen dargestellt werden. Vor dem 

Hintergrund eines Wechsels im Bestand der Gesellschafter einer Freiberuflerpraxis 

soll speziell auf die Gründung einer Personengesellschaft im Zuge der Einzelrechts-

nachfolge, durch Eintritt in das Geschäft eines Einzelkaufmannes, die Aufnahme 

eines Gesellschafters in eine Einzelunternehmen im Zuge der vorweggenommenen 

Erbfolge, die Gesellschafteraufnahme unter Einbringung von Wirtschaftsgütern, die 

Veräußerung von Mitunternehmeranteilen, das Ausscheiden eines Gesellschafters 

durch Anteilsveräußerung, Ausscheiden eines Gesellschafters durch dessen Tod, 

sowie der Umgang mit einem unliebsam gewordenen Gesellschafter, eingegangen 

werden. In diesem Zusammenhang soll auch insbesondere bei der Veräußerung 

oder Aufgabe der Freiberuflerpraxis auf die Ermittlung des laufenden Gewinns nach 

der Einnahmenüberschussrechnung bzw. dem Übergang zum Betriebsvermögens-

vergleich, sowie bei entfallen der Buchführungspflichten der Übergang wieder hin zur 

Einnahmenüberschussrechnung aufgezeigt werden.  Sukzessiv sollen im Folgenden 

zunächst u. a. die grundlegende einkommensteuerrechtliche und gesellschaftsrecht-

liche Betrachtung der Freiberufler eingegangen werden, die Einbringung eines 

Betriebes oder Teilbetriebes oder eines Mitunternehmeranteils in eine Personenge-

sellschaft sowie die erbrechtliche Unternehmensnachfolge betrachtet und steuerliche 

Gestaltungsmöglichkeiten aufgezeigt werden. 
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II.  Der Freiberufler in der einkommensteuerrechtli-
chen Betrachtung 

A.  Der Freiberufler 

Angehörige eines freien Berufes zeichnen sich dadurch aus, dass sie nachhaltig als 

Selbstständige mit Gewinnerzielungsabsicht am allgemeinen wirtschaftlichen Ver-

kehr teilnehmen, ohne dass ihre Tätigkeiten den Einkünften aus Gewerbebetrieb1 

oder Land- und Forstwirtschaft zuzurechnen sind.2 Sie haben im Allgemeinen auf der 

Grundlage besonderer beruflicher Qualifikation oder schöpferischer Begabung die 

persönliche, eigenverantwortliche und fachlich unabhängige Erbringung von Dienst-

leistungen höherer Art im Interesse der Auftraggeber und der Allgemeinheit zum 

Inhalt.3 Die jeweilige berufliche Ausübung unterliegt in der Regel spezifischen 

berufsrechtlichen Bindungen nach Maßgabe der staatlichen Gesetzgebung oder des 

von der jeweiligen Berufsvertretung (StBerG, WPO)4 autonom gesetzten Rechts, 

welches die Professionalität, Qualität und das zum Auftraggeber bestehende Ver-

trauensverhältnis gewährleistet und stetig fortentwickelt.5 

Eine exakte Einkünfteabgrenzung zwischen den subjektiven Einkommenstatbestän-

den der selbstständigen Arbeit gem. § 18 EStG und den Einkünften aus Gewerbebe-

trieb gem. § 15 EStG fällt mitunter nicht immer eindeutig aus.6 Sie erlangt jedoch 

große Bedeutsamkeit bei der Frage nach der Gewerbesteuerpflicht.7 Ihr unterliegen 

nämlich zwar die Einkünfte aus Gewebebetrieb, nicht aber die Einkünfte aus selbst-

ständiger Arbeit. Folgt man jedoch der allgemeinen Auffassung, dann steht bei den 

Einkünften gem. § 18 EStG im Gegensatz zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb 

bzw. aus Land- und Forstwirtschaft nicht der Kapitaleinsatz im Vordergrund, sondern 

der Einsatz persönlicher Leistungen und Begabungen, insbesondere auf dem geistig 

intellektuellen Gebiet.8   

Die freiberuflichen Tätigkeiten umfassen gem. § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG und § 1 

PartGG, die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, künstlerische, schriftstelleri-

                                            
1  Zur Abgrenzung zwischen Einkünften aus § 15 und § 18 EStG siehe H 15.6 EStR, BFH v. 01.10.1986, I R 

121/83, BStBl. II 1987, S. 116. 
2  Vgl. Lindenau/Spiller, Beratung der Freien Berufe, S. 89 Rz. 73. 
3   Vgl. § 1 Abs. 2 PartGG, Voraussetzungen der Partnerschaft i. V. m. Salger, Münchner Handbuch des 

Gesellschaftsrechts, § 39 Persönlicher Anwendungsbereich, Rn. 1. 
4  Vgl. BFH  v. 12.09.1951, IV 200/51 U, BStBl. III, S. 197. 
5  Vgl. Siehe Anhang C: BFB „Definitionen des „Freien Berufs“. 
6  Vgl. Wacker, in: Schmidt, EStG, § 18 Rz. 5. 
7  Vgl. Wehmeier, Praxisübertragung, S. 351, Rn. 20. 
8  Vgl. Lindenau/Spiller, Beratung der Freien Berufe, S. 89 Rz. 73, i.V.m Lambrecht, in: Kirchhof, EStG, § 18, 

Rn. 39, S. 1198, auch Wacker, in: Schmidt, EStG, § 18 Rz. 5.  
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sche, unterrichtende oder erziehende Tätigkeit, die sog. Katalogberufe (die selbst-

ständige Berufstätigkeit der Ärzte, Mitglieder der Rechtsanwaltskammern, Wirt-

schaftsprüfer, Steuerberater, u. a.)  sowie die diesen ähnlichen Berufe.9 Die Aufzäh-

lung der „nichtgewerblichen“ Berufe ist abschließend, jedoch schließt das Gesetz 

eindeutig ähnliche Berufe ein. Somit können die allgemeinen Tätigkeitsbeschreibun-

gen der Katalogberufe, wie z. B. die juristischen Berufe, die kreativen Berufen, 

wirtschaftswissenschaftlichen und technischen Berufen ausgedehnt werden. Die 

Auffangklausel „ähnliche Berufe“ bezieht sich lediglich auf die konkret genannten 

Berufe und nicht auf die jeweilige Tätigkeitsbeschreibung wie bspw. Künstler, da 

diese bereits sehr weit gefasst sind.10 

Laut einer Erhebung des Institutes für freie Berufe an der Friedrich-Alexander-

Universität Erlangen Nürnberg existieren zum 01.01.2012 insgesamt ca. 1.192.000 

Selbstständige in freien Berufen.11 Spitzenvertreter sind der Bereich der freien 

Heilberufe und der Bereich der freien rechts-, wirtschafts- und steuerberatenden 

Berufe. 

B.  Grundlagen der Besteuerung der Freien Berufe 

Das Besteuerungsrecht deutscher Unternehmen ist durch den Dualismus von 

einkommensteuerpflichtigen Personengesellschaften und körperschaftsteuerpflichti-

gen Kapitalgesellschaften geformt.12 Für den Bereich des Körperschaftsteuerrechts 

ist der Begriff der Kapitalgesellschaft in § 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG durch seine zivilrechtli-

che Rechtsform abschließend bestimmt und einer erweiternden Auslegung nicht 

zugänglich.13 Ungeachtet ihrer zivilrechtlichen Verselbstständigung hat der Gesetz-

geber in § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 EStG die Personengesellschaft, durch die 

Gleichstellung von Mit- und Einzelunternehmer, zwar als Steuersubjekt bei der 

Feststellung von Einkunftsart und Einkunftsermittlung, den Gesellschafter als solchen 

aber und gem. dem Transparenzprinzip, als Einkommensteuersubjekt definiert.14 

                                            
9  Vgl. Beeck, Grundlagen der Steuerlehre, S. 23. 
10  Vgl. Salger, Münchner Handbuch des Gesellschaftsrechts, § 39 Persönlicher Anwendungsbereich, Rn. 1. 
11  Siehe Anhang B: IFB „Anzahl der selbstständigen in Freien Berufen“. 
12  Vgl. Hey in Tipke/Lang, Steuerrecht, § 18, Rn. 1, S. 819. 
13  Vgl. BFH v. 02.12.1970 I R 122/68, BFHE 101, 79, BStBl. II 1971, 187. 
14  Vgl. Hey in Tipke/Lang, Steuerrecht, § 18, Rn. 9-11, S. 820-821. 


